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bahnbediensteten im Ringgau. 


Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen als federführen- 
des Ressort beantwortet die Anfrage Nr. 123 der Fraktion der SPD 
wie folgt: 

Die Strecke Eisenach — Gerstungen — Bebra schneidet zwischen 
Wartha — Werra (Sowjetzone) und Hönebach (Bundesgebiet) fünf- 
mal die Zonengrenze und verläuft daher zwischen diesen beiden 
Bahnhöfen teils in der Sowjetzone, teils im Bundesgebiet. Hieraus 
ergeben sich folgende Besonderheiten: 

a) Der Bahnhof Herleshausen und der Haltepunkt Wommen ge- 
hören zur Reiclisbahndirektion Erfurt (Sowjetzone), obwohl 
sie im Bundesgebiet liegen. 

b) Die bei verschiedenen Reichsbahndienststellen in Gerstungen 
(Sowjetzone) beschäftigten Bediensteten wohnen im Bundes- 
gebiet. 

c) Die Blockstelle Großensee gehört zur Bundesbahndirektion 
Kassel (Bundesgebiet), obwohl sie in der Sowjetzone liegt. 

d) Ein Teil der auf dem Bahnhof und bei der Bahnmeisterei 
Hönebach sowie auf dem Bahnhof Bebra (alle drei Dienst- 
stellen im Bundesgebiet) beschäftigten Bediensteten wohnt in 
der Sowjetzone. 

Bis zur Währungsumstellung haben die Bediensteten der zu a bis d 
genannten Dienststellen ihre Bezüge in Reichsmark erhalten und 
zwar die im Bundesgebiet Ansässigen der Dienststellen a und b von 
der Reichsbahndirektion Erfurt, die in der Sowjetzone ansässigen 
Bediensteten der Dienststellen c und d von der Bundesbahndirek- 
tion Kassel. 

Seit der Währungsumstellung sind die Bediensteten der Reichsbahn- 
direktion Erfurt, die im Bundesgebiet wohnen und ihre Bezüge in 
DM-Ost erhalten, in eine immer größer werdende Notlage geraten. 
Durch den großen Kursverlust bei dem Umtausch von DM-Ost in 
DM-West verbleibt den Betroffenen kaum das Existenzminimum. 
Die öffentliche Eürsorge hatte, nachdem sie vorübergehend in einem 
kurzen Zeitraum Fürsorgeleistungen gezahlt hatte, die Betreuung 
des genannten Personenkreises mit dem Bemerken abgelehnt, daß 
die Voraussetzungen deswegen nicht vorlägen, weil die zu Betreuen- 
den In einem festen Arbeitsverhältnis ständen. 

Die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn hat sich bemüht, 
einen Ausgleich herbeizuführen. Sie hatte den Bediensteten, die 
der Bundesbahndirektion Kassel unterstehen und In der Sowjetzone 
wohnen, nahegelegt, auf einen Teil ihrer Bezüge in DM-West zu 
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verzichten und sich insoweit mit DM-Ost zu begnügen. Die hier- 
durch anfallenden Beträge in DM- West sollten für die Bediensteten 
der Reichsbahndirektion Erfurt, die im Bundesgebiet wohnen, aber 
DM-Ost erhalten, verwendet werden. Diese Bemühungen waren 
ergebnislos. 

Auch in der Frage der Sozialversicherung konnte eine befriedigende 
Lösung nidit gefunden werden. Die Bediensteten der der Reichs- 
bahndirektion Erfurt unterstellten Bahnhöfe Herleshausen und 
Wommen sind bei der Sozialversicherungskasse ihrer Heimatdirek- 
tion versichert. Die Leistungen werden in DM-Ost gezahlt. Die 
ärztlidie und zahnärztliche Betreuung wird zwar im Wege der 
Fremdarztabrechnung zwischen Kassel und Weimar durchgeführt, 
dagegen stoßen die Versorgung mit Arzneien und die Krankenhaus- 
behandlung auf Schwierigkeiten. Die ordnungsmäßige Versorgung 
scheitert daran, daß seit der Währungsreform die Bezahlung der 
durch die sowjetzonalen Stellen garantierten Leistungen nicht mög- 
lich ist. Es handelt sidi hierbei nicht um eine Frage der versiche- 
rungsmäßigen Organisation, sondern um eine Geldfrage. Deshalb 
wünschen die Bediensteten einen Umtausch ihrer Dienstbezüge 
sowie der Barleistungen und Erstattungen der Krankenkasse von 
DM-Ost in DM-West im Verhältnis 1:1. Sie berufen sich dabei 
auf die Regelung der Osteisenbahner im Westsektor Berlins, bei der 
der Magistrat der Stadt Berlin den Währungsverlust trägt. 

Im Jahre 1948 wurde zwischen den Eisenbahndirektionen Kassel 
und Erfurt eine Vereinbarung getroffen, nach der die Gehälter und 
Löhne von der Bundesbahndirektion Kassel in DVl-West bezahlt 
und die Einkünfte der Bediensteten und Verkehrseinnahmen in 
Herleshausen und Wommen auf besondere, später auszugleichende 
Konten eingezahlt werden sollten. Diese Vereinbarung wurde jedoch 
von der sowjetzonalen Hauptverv/altung Verkehr in Berlin nicht 
genehmigt. Hierauf erklärte die Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn, daß ihr keine Mittel zur Verfügung ständen, den Be- 
diensteten der Bahnhöfe Herleshausen und Wommen von sich aus 
zu helfen, da es sich bei ihnen nicht um Angehörige der Deutschen 
Bundesbahn, sondern der Deutschen Reichsbahn in der Sowjetzone 
handele. 

Angesichts der dringenden Notlage der betroffenen Eisenbahner, die 
eine Folge der politisdien Zerreißung Deutschlands ist, nahm sidi 
das Bundesministerium für gesamtdeutsdie Fragen der Angelegen- 
heit mit dem Ziele einer Losung an. 

Zu diesem Zv/ecke fanden am 20. Juli 1950 mit dem Bundesmini- 
sterium für Verkehr und dem Bundesministerium der Finanzen, 
unter Beteiligung des Bundestagsabgeordneten Dr. Friedrich, Be- 
sprechungen statt. Dabei wurde Einmütigkeit darüber erzielt, daß 
eine umgehende finanzielle Hilfe in Form eines 60 prozentigen Um- 
tausches der Ostmarkbezüge in Westmark im Verhältnis 1 : 1 
(ähnlich wie in Berlin) erforderlich sei. Der Bundesminister der 
Finanzen hat sodann geprüft, ob die hierzu erforderlichen Mittel in 
Höhe von monatlich 8654,16 DM aus Mitteln des Fonds für Kriegs- 
folgelasten zur Behebung der Notlage der Eisenbahner im Ringgau 
zur Verfügung gestellt werden konnten. Er ist jedoch zu dem 
Ergebnis gelangt, daß die Bereitstellung von Bundesmitteln für den 
genannten Zweck aus grundsätzlidien Erwägungen nicht möglicli 
sei. Er hat diese Entscheidung getroffen, weil die Versorgung der 
betroffenen Arbeiter in erster Linie eine Angelegenheit des Landes 
Hessen ist. Dementsprechend ist die gesamte Angelegenheit dem 
Hessischen Staatsministerium der Finanzen mit der Bitte um als- 
baldige Regelung übergeben worden. 


Kaiser 



